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Erinnern wir uns: Wochenlang regten
sich Deutschlands Medien Ende 1996
darüber auf, daß unsere Intellektuellen
nichts besseres zu tun hätten, als gegen
die neue Rechtschreibreform zu wettern.
Und als schließlich, Anfang Januar 1997,
einige dieser Intellektuellen öffentlich
politisch Stellung nahmen, wurden sie
genauso ignoriert und niedergemacht.

In der sogenannten Erfurter Er-
klärung „Bis hierher und nicht weiter.
Verantwortung für die soziale Demokra-
tie“2 wenden sich Intellektuelle, Ge-
werkschafterInnen, Theologen und op-
positionelle PolitikerInnen gegen den
neoliberalen Zug der Zeit, prangern
„gnadenlose Ungerechtigkeit“, „Sozial-
verschleiß“ und „fehlende Perspekti-
ven“ „mitten in einem Epochenwech-
sel“ an. Sie verlangen eine „gerechtere
Verteilung der Einkommen und Güter“,
wollen die Massenerwerbslosigkeit
durch „weitere radikale Verkürzung der
Arbeitszeit bei angemessenem Lohn-
ausgleich“, durch „das Leitbild eines
neues Typs von Vollbeschäftigung für
Männer und Frauen“, durch „Einstieg in
eine ökologische Steuerreform“ und
Ausbau der sozialen Sicherungssyste-
me, sowie durch „demokratische Rah-
menbedingungen“, mehr Steuerehrlich-
keit und Lastenausgleich „zwischen
West und Ost, Alt und Jung, Erben und
Armen“ überwinden. All dies gehe nur
durch „eine andere Politik, also ... eine
andere Regierung“. Einerseits bräuch-
ten wir „eine außerparlamentarische Be-
wegung“, sollen „aus der Zuschauerde-
mokratie heraustreten“, andererseits
könne dieser Wechsel „nur aus den bis-
her getrennten Oppositionskräften ent-
stehen“, sprich: SPD, Grüne und PDS.
„Sie dürfen der Verantwortung nicht
ausweichen, sobald die Mehrheit für den
Wechsel möglich wird.“ Deswegen for-
dern die Unterzeichnenden die Aufgabe
„innerer Feindbilder“ und „Nicht-
berührungsgebote“, sprich: die Zusam-
menarbeit mit der PDS.

APO aus Erfurt?

Daß die deutsche Misere zumeist eine
Misere deutscher Opposition war und
ist, gehört zu jenen Kontinuitäten, an die
im Jahre des Gedenkens an 1848 und an
1968 kritisch-selbstkritische Öffentlich-
keit zu erinnern hat. Nach 20 Jahren
neoliberaler Herrschaftsoffensive und 15
Jahren offen neokonservativer Roll-
Back-Politik scheint ganz Deutschland
erneut nichts besseres zu tun zu haben,
als gebannt auf die Herren Kohl und
Schäuble, Schröder und Lafontaine, Fi-
scher und Trittin und wie sie alle heißen
mögen, zu schauen.

Hoffnungen, daß sich wachsender ge-
sellschaftlicher Unmut in organisierte,
emanzipierende Opposition transfor-
miert, machen sich fest an diversen „Ein-
Punkt-Bewegungen“ wie dem Anti-
Atom-Protest, der ewigen Studierenden-
unruhe, der schüchternen Arbeitslosen-
bewegung oder dem mächtigen Defen-
sivkampf sozialpartnerschaftlich orien-
tierter Gewerkschaften. Doch sie alle bil-
den kaum mehr als abhängige Variablen
des regierungsamtlichen Konservatis-
mus. „Unsere bisherige deutsche Tragö-
die ... liegt gerade darin, daß wir uns von
‚oben’ oder von ‚anderen’ haben bestim-
men lassen. Der Begriff der Selbstbe-
stimmung ist bei uns noch immer auf ei-
nem unterentwickelt gehaltenen Ni-
veau. Deshalb ist eine befreiende und
nicht mehr reaktionär verklärende Iden-
titätsfindung mit unserem Lande bisher
so besonders schwer gewesen“, provo-
zierte vor 25 Jahren Rudi Dutschke die
westdeutsche Linke.1

Eine andere, deutlich jüngere Provo-
kation verbirgt sich hinter der Chiffre
„Erfurter Erklärung“, jenem ersten zag-
haften Versuch, die verschiedenen Un-
mutsstränge in dieser Republik politisch
zu bündeln. 

1 Rudi Dutschke, pro patria sozi?, in: „Konkret“,
2/1974, S.30. 2 Vgl. „Blätter“, 2/1997, S.251ff.
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längst nicht garantiert sei. „Grundlegen-
des muß sich verändern. Wer soll das
tun, wenn nicht wir, und wann, wenn
nicht jetzt? Beginnen wir zu handeln.
Bündeln wir unsere Kräfte, um uns im
Bundestagswahlkampf und darüber hin-
aus Gehör zu verschaffen. Fordern wir
von den Oppositionsparteien Alternati-
ven zur jetzigen Regierungspolitik ein.“ 

Im gleichzeitig erschienenen Begleit-
buch zur Unterschriftenliste5 läßt sich
nochmals das ganze Spektrum vertrete-
ner Positionen besichtigen. Von Verfas-
sungspatrioten wie Günter Grass über
Pastoren wie Schorlemmer („Ohne Rei-
che keine Armen, aber ohne Reichtum
auch keine Hilfe für die Armen.“) bis zur
erneuten Proklamierung der Alternative
„Sozialismus oder Barbarei“ durch Da-
niela Dahn, die eine „Halbierung der Ar-
beitszeit, wohlgemerkt für alle“ fordert,
reicht das Spektrum, von Elmar Altvater
über Peter von Oertzen, Claudia Roth bis
Gerhard Zwerenz. Es mutet zwar ko-
misch an, wenn sich Linke in einer Er-
klärung „sehr genau an Formulierungen
und Programmen der CDU (orientie-
ren)“ und diese „in ihrem programmati-
schen Teil auch von Ludwig Erhard un-
terschrieben sein könnte“ (Walter Jens).
Aber wenn’s der Bewegungsfindung
dient…

Und in der Tat: Spätestens nach dem
7./8. März diesen Jahres muß umdenken,
wer bisher davon ausging, daß die „Er-
furter Erklärung“ kaum mehr als ein Pa-
piertiger sei. Jene, die damals den „Er-
furtern“ das gleiche Schicksal wie das
der ostdeutschen „Komitees für Gerech-
tigkeit“ prophezeiten, haben sich geirrt.
Auf ihrem „Bochumer Ratschlag“ zeigte
sich die Bewegung in eindrucksvollem
Selbstbewußtsein. „Wir haben Zulauf,
und darum sind wir hier“, eröffnete
Heino Falcke, Erstunterzeichner und
Probst im Ruhestand, die Versammlung.
500 Menschen waren aus allen Teilen
der Republik gekommen und riefen
nach kurzer Diskussion zur Großdemon-

Sicher, es hat schon etwas kurioses,
wenn namhafte Intellektuelle mit einer
Unterschriftenliste zur außerparlamen-
tarischen Opposition aufrufen und in ih-
rer Erklärung mit guten Ratschlägen für
die mehr oder weniger etablierten parla-
mentarischen Parteien aufwarten. An-
statt nun aber in eine spannende gesell-
schaftliche Diskussion um soziale und
politische Alternativen einzusteigen,
wurde öffentlich an der Versteinerung
hiesiger Verhältnisse weitergezimmert.
Von der SPD kam nur gehässiges Ab-
winken. Und die Grünen überboten
ihren Opportunismus ins Peinliche, als
sie eiligst eine „Wörlitzer Erklärung“
herausbrachten und erstmals den tota-
len Unvereinbarkeitsbeschluß selbst für
Tolerierungen durch die PDS prokla-
mierten.3

Das Ansinnen der „Erfurter“ schien
im medialen Kugelhagel unterzugehen.
Ernstzunehmende Stimmen „outeten“,
daß die Erklärung die deutliche Hand-
schrift führender PDS-Genossen trage,
was zu ihrer Diskreditierung im Westen
nicht unwesentlich beigetragen haben
wird – unabhängig davon, ob es denn
stimmt. Im neuen Osten der Republik
dagegen zeigte die Erklärung nachhal-
tigere Wirkungen. Immer mehr Men-
schen unterschrieben und kamen zu
Veranstaltungen. Der Aufbau regiona-
ler Basisgruppen machte schnell Fort-
schritte und griff sogar vereinzelt auf
den Westen über. 

Mehr als ein Papiertiger?

Weitgehend unbeachtet trafen sich dann
mehrere hundert Menschen am 3. Okto-
ber 1997, dem „Tag der deutschen Ein-
heit“, in Erfurt und verabschiedeten ei-
nen Tag später einen weiteren Appell
„Aus der Zuschauerdemokratie heraus-
treten!“.4 Man erneuerte das Pochen auf
eine grundsätzlich andere Politik, die
durch ein „Kabinett ohne Kohl“ noch

3 Ebd., S.254.
4 Vgl. „Blätter“, 11/1997, S.1400f.

5 Daniela Dahn/Dieter Lattmann/Norman Paech/
Eckart Spoo (Hg.), Eigentum verpflichtet. Die Er-
furter Erklärung, Heilbronn 1997.
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stration nach Berlin auf, am symboli-
schen 20. Juni, dem fünfzigsten Jahres-
tag der westdeutschen Währungsre-
form. Sie gaben sich optimistisch, daß es
gelingt, mehr als 100 000 Menschen
nach Berlin zu mobilisieren. Über 50 000
Unterschriften können sie bisher aufwei-
sen, fast 330 Initiativgruppen bildeten
sich bundesweit im vergangenen Jahr.
Versammelt war in Bochum ein buntes
Gemisch von Personen und Organisatio-
nen, das eher untypisch für politische
Treffen dieser Art ist. Da trafen Aktivi-
sten und Mitglieder von Aktionsbünd-
nissen und gesellschaftlichen Organisa-
tionen auf Mitglieder von Selbsthilfe-
gruppen und Tauschringen, Gewerk-
schaftssekretäre und Kommunalpoliti-
ker auf Volkshochschullehrende, Rent-
nerInnen und Menschen, die sich bis da-
to noch nie politisch engagiert hatten.

Die „Erfurter Erklärung“ hat einen
Nerv der Zeit getroffen, daran kann kein
Zweifel mehr bestehen. Sie wäre sonst
bereits vergessen. Wessen Initiative sie
auch zu verdanken ist oder nicht, sie hat
diese Eierschalen schon längst abgewor-
fen. Inwieweit die „Erfurter“ nun die Be-
währungsprobe jeder Bewegung, die
Großdemonstration, bestehen werden,
d.h., inwieweit sie in der Lage sind, Mas-
sen zu mobilisieren und in die Waag-
schale des Wahlkampfgetümmels zu
werfen, ist schwer zu sagen. Es hängt
auch nicht mehr von ihnen allein ab.
Mittlerweile hat sich, ausgehend vom
„Bochumer Ratschlag“, eine Bundes-
koordination für die Organisation der
Großdemonstration gebildet, in der
Arbeitsloseninitiativen, Gewerkschafts-
gruppen und -Individuen, kirchliche Ba-
sisgruppen, Studierendenvertretungen
und politische Organisationen wie die
Falken, die Jungdemokraten, Kairos Eu-
ropa usw. aktiv vertreten sind.

Und so rufen sie uns nun auf, aus der
Zuschauerdemokratie herauszutreten,
aufzustehen für eine andere Politik: „Ein
neuer Kanzler genügt nicht! Wir wollen
eine neue Politik! Schluß mit der Selbst-
entmachtung der Politik zugunsten der
Wirtschaft! Schluß mit der Mißachtung
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* Alle Zitate ohne Quellenangabe stammen aus
Gesprächen, die die Autorin in Israel führte.

Palästinenser und
Gastarbeiter in Israel

Treffpunkt Zentralbusstation Tel Aviv.
Mansari aus Sierra Leone, 32 Jahre alt,
wirkt gelassen. Nur sein unauffällig um-
herschweifender Blick verrät, daß er ge-
wohnt ist, sich zu verstecken: Seit sechs
Jahren lebt Mansari illegal in Israel. Er
hat hier seine Frau kennengelernt und
ein Kind mit ihr bekommen. Sie teilen
sich mit anderen eine Wohnung, haben
ein Telefon und ein Handy. An sechs Ta-
gen der Woche putzt der gelernte Lehrer
bei israelischen Familien. Als seine
Tochter erkrankte, mußte er zusätzliche
Arbeit annehmen, um die Krankenhaus-
kosten bezahlen zu können, denn auf ei-
ne Krankenversicherung kann er nicht
zurückgreifen. Die rund 5 000 Afrikaner
in Israel haben ein Selbsthilfesystem: Sie
unterstützen sich gegenseitig beim Ba-
bysitten, unterrichten ihre Kinder und
sammeln Geld für Kranke. Offiziell exi-
stieren sie zwar nicht, inoffiziell werden
sie jedoch mehr oder weniger geduldet:
Sie verrichten Jobs, die die meisten Isra-
elis ablehnen. 

Mansari hat jetzt die „African Wor-
kers’ Union“ gegründet, die die Interes-
sen seiner Landsleute vertreten soll. Die
Forderung: Der Status der Afrikaner soll
für fünf Jahre legalisiert werden. „Wir
sind kein Teil dieses Landes, denn wir
sind keine Juden. Wir wollen nicht auf
Dauer bleiben, sondern in unsere Hei-
mat zurückkehren, sobald die politi-
schen Probleme dort gelöst sind“*, sagt
Mansari. Der engagierte Lebenskünstler
wurde bereits im Fernsehen interviewt
und hat sein Anliegen in der Knesset
vorgetragen. Parlamentsmitglied Dedi
Zucker von der links-liberalen Partei
Meretz gesteht jedoch ein, daß er, außer
der Gewährung von politischem Schutz,

der Lebensinteressen der Menschen zu-
gunsten des Profits! Schluß mit der Dis-
kriminierung durch Armut! Schluß mit
dem Abbau demokratischer Rechte!“ In
Forderungen umgesetzt, heißt dies:
Neue und gerechte Verteilung der Ar-
beit durch aktive Beschäftigungspolitik,
soziale und ökologische Steuerreform,
Demokratie und Bildung in einer zivilen
Gesellschaft der Völker sowie die
Bekämpfung von Armut und schließlich
sozialökologische und friedenspolitische
Steuerung der Weltwirtschaft. 

Die bisherige programmatische Zu-
spitzung läßt sicherlich manches vermis-
sen. Sie ist auch längst nicht so ent-
wickelt wie bei dem inhaltlich und per-
sonell verwandten „Crossover“-Projekt,
bei dem sich vorwiegend parlamentari-
sche Linke aus SPD, den Bündnisgrünen
und der PDS in organisierter Form Ge-
danken machen über einen neuen so-
zialökologischen „New-Deal“. Doch
während „Crossover“ deutliche Stagna-
tionserscheinungen aufweist6 und sich
vorerst auf die Theoriearbeit nach den
Wahlen zurückgezogen hat, verbinden
die Erfurter erfolgreich geringere inhalt-
liche Tiefe mit stärkerer politischer Zu-
spitzung. Die weitere Bündnisarbeit und
die Dynamik der Bewegung werden hier
sicherlich Klärung erzwingen. Mit der
nun bündnisweit in den Vordergrund
gestellten Forderung nach einem Bruch
mit der neoliberalen Politik, auch in ihrer
weichen Variante, ist ein hoffnungsvol-
ler Anfang für eine neue, selbständig
auftretende Opposition gemacht. Fände
sie am 20. Juni nennenswerten Wider-
hall, bekäme sie Bedeutung auch über
den 27. September hinaus.

Christoph Jünke

6 Vgl. hierzu: Christoph Jünke, Radikalreformeri-
sche Stagnation. „Crossover“ diskutiert Kontu-
ren eines neuen „New Deal“, in: „ak. analyse
und kritik“, 12.2.1998, S.25.




